
infoticker
Nr. 31 | 17.09.2010  Neuigkeiten aus dem Brandenburger Parlament	            w w w.cdu-frakt ion-brandenburg.de

affäre im spd-ministerium? dem innenminister wird vet ternwirtschaft 
beim landeseigenen immobilienverkauf vorgeworfen.
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v e t t e r n w i r t s c h a f t  i m  s p d - m i n i s t e r i u m ?
Dem ehemaligen Finanz- und heutigen SPD-Innenminister Rainer Speer werden undurchsichtige 
Geschäfte vorgeworfen.  Doch anstatt zur Aufklärung beizutragen, überlässt Speer das Sprechen 
lieber anderen. Ein Untersuchungsausschuss ist dringender denn je.

Vetternwirtschaft bei der Veräuße-
rung von landeseigenen Grundstüc-
ken und dem Verkauf einer Boden-
gesellschaft. So lauten derzeit die 
Vorwürfe an SPD-Innenminister
Rainer Speer. Der Vorgang wird in-
zwischen von der Staatsanwaltschaft 
und dem Rechnungshof überprüft. 	
Konkret geht es um ein Kasernenge-

lände in Potsdam-Krampnitz. Das 110 
Hektar große Areal war im Jahr 2007 
von der vormals landeseigenen Bran-
denburgischen Bodengesellschaft 
(BBG) für rund vier Millionen Euro 
angeblich an eine deutsch-dänische 
Investorengruppe verkauft worden. 
Wenige Tage nach dem Vertragsab-
schluss dann das: Einem vereidigten 

Sachverständigen zufolge soll der 
„angemessene Kaufpreis“ jedoch 
25 Millionen Euro betragen haben, 
vorausgesetzt, für die Fläche kann 
Baurecht geschaffen werden und es 
sind keine Bodenaltlasten vorhan-
den. 
Darüber hinaus stellte sich erst kürz-
lich heraus, dass der wahre Investor 
nicht die dänische Thylander-Gruppe, 
sondern ein undurchsichtiges Fir-
mengeflecht um den Hannoveraner 
Rechtsanwalt Ingolf Böx war.

erklärung vor dem ausschuss

„Sollten sich die erhobenen, mas-
siven Vorwürfe auch nur zum Teil 
bestätigen, muss es zwingend Konse-
quenzen geben“, forderte deshalb un-
sere Fraktionsvorsitzende Dr. Saskia 
Ludwig. Sie verlangte deutlich mehr 
Transparenz im staatlichen Handeln. 
„Die Brandenburger erwarten zu 
Recht, einen verantwortungsvollen 
und vor allem transparenten Umgang 
mit ihren Steuergeldern“, sagte sie.
In einer ersten Sondersitzung des 
Haushaltskontrollausschusses des 
Landtags vor zwei Wochen musste 
sich SPD-Innenminister Speer den 
Fragen der Abgeordneten stellen. 
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Doch Aufklärung sieht anders aus. 
„Anstatt die Vorwürfe im Zusammen-
hang mit dem Verkauf des Kasernen-
geländes in Potsdam-Krampnitz und 
der Privatisierung der landeseigenen 
Brandenburgischen Boden-Gesell-
schaft (BBG) zu entkräften, geriet 
Innenminister Rainer Speer (SPD) 
erneut ins Zwielicht“, berichtete ein 
Journalist aus der Sitzung des Kont-
rollausschusses.
Wer gehofft hatte, dass Rot-Rot 
wenigstens in der Sitzung des Haus-
halts- und Finanzausschuss dieser 
Woche ein wenig zur Aufklärung 
beitragen würde, der wurde erneut 
enttäuscht. 
Statt klarer Antworten auf die Fra-
gen unserer Abgeordenten Ludwig 
Burkardt und Dierk Homeyer zu den 
zu Grunde liegenden Wertgutachten, 
dem Weiterverkauf der Grundstücke 
und dem Schaden, der dem Land 
entstanden ist, gab es wieder nur 
Ausflüchte und Nebelkerzen von den 
Herren Speer und Markov. 

innen- und finanzminister 
nehmen selbst nicht stellung

Doch dieses Mal überließen die 
beiden Minister sogar einer Referats-
leiterin das Wort und hüllten sich in 
Schweigen. 
Nun sprach also Inis-Andrea Stelzig, 
zuständig im Finanzministerium für 
den Bereich Liegenschaften, und 
verstrickte sich gleich mehrfach in 

Widersprüche. Erzählte sie doch 
von einem gültigen Geschäftsbesor-
gungsvertrag zwischen Thylander 
und Böx, den ihr der Anwalt angeb-
lich bei einem Gespräch am Vortag 
präsentiert hatte. Über den Inhalt 
konnte oder wollte sie aber nichts 
sagen. Komisch, hatten doch sowohl 
die dänische Investorengruppe als 
auch das Finanzministerium jüngst 
erklärt, es gebe keinen gesellschafts-
rechtlichen Zusammenhang zwischen 
Thylander und Böx. 
Am Ende der 1 1/2 Stunden konnte 
das Fazit deshalb nur lauten: Ein Un-
tersuchungsausschuss ist dringender 
denn je! 

spd-gesinnungscheck für journalisten?

Wie nervös die Sozialdemokra-
ten sind, zeigt der jüngste Vorfall. 
Medienvertreter verschiedener 
Tageszeitungen wurden von einem 
Presse-Hintergrundgespräch mit dem 
Ministerpräsidenten und Landes-
vorsitzenden der SPD Brandenburg, 
Matthias Platzeck, gezielt ausge-
schlossen. Laut Zeugen wurde ihnen 
sogar mit einem Hausverweis per
Polizei gedroht. Ein Schlag gegen die 
Pressefreiheit. cs/ps

Unsere Abgeordneten Dierk Homeyer und Ludwig 
Burkardt forderten im Haushalts- und Finanzausschuss 
Aufklärung von SPD-Innenminister Rainer Speer.

Dierk Homeyer
Ludwig Burkardt

SPD-Innen-
minister 
Rainer 
Speer
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es geht auch ohne rot-rot! 

Brandenburg gehen in den ländlichen 
Regionen die Ärzte aus. Zum einen, weil 
viele Ärzte bald in den Ruhestand ein-
treten – allein im Landkreis Elbe-Elster 
haben bereits 20 Prozent das 60. Le-
bensjahr vollendet. Zum anderen, weil 
der Nachwuchs fehlt. Der will lieber 
in die Stadt oder wandert gleich in ein 
anderes Bundesland ab. Erschwerend 
kommt hinzu, dass keine der Branden-
burger Universitäten das Studienfach 
Medizin anbietet. So sind die angehen-
den Mediziner bereits „verloren“, ehe 
sie anfangen zu studieren. Ihre Ausbil-

Wenn Rot-Rot nicht will, dann helfen sich die Brandenburger Landkreise eben selbst.  
Angeregt durch die Vorschläge der CDU-Landtagsfraktion hat der Landkreis Elbe-Elster 
nun als erster die Studienbeihilfe für Medizinstudenten eingeführt. 

dung zum Arzt absolvieren sie woan-
ders, aber nicht in Brandenburg. 

CDU-fraktion entwickelte konzept

Unsere Fraktion entwickelte zu Beginn 
dieses Jahres einen ersten Handlungs-
ansatz, um dem Ärztemangel zu begeg-
nen. Ein Anreizsystem sollte geschaffen 
werden, das angehende Ärzte dazu 
animiert, in Brandenburg sesshaft zu 
werden.  Die Idee: Die angehenden 
Ärzte sollten eine Studienbeihilfe 
erhalten und sich dafür im Gegenzug 

verpflichten, für 
eine bestimmte 
längere Zeit als 
Arzt in einer 
ländlichen Region 
Brandenburgs 
zu praktizieren. 
Doch die SPD/
LINKE-Mehrheit 
sah nur „rot“ und 
lehnte unseren 
Antrag sowie 
einen später 
eingebrachten 
Haushaltsantrag 
gnadenlos ab. 
Sie bewies damit 
einmal mehr, wie 

wenig ihr an den Sorgen und Nöten der 
Bevölkerung im ländlichen Raum liegt. 
Doch wenn Rot-Rot nicht will, dann 
helfen sich die Landkreise eben selbst.  
Angeregt durch die Vorschläge der 
CDU-Fraktion im Landtag hat der 
Landkreis Elbe-Elster nun als erster die 
Studienbeihilfe für Medizinstudenten 
eingeführt. Landrat Christian Jaschinski 
(CDU) hatte mit Unterstützung der 
CDU-Kreistagsfraktion eine Beschluss-
vorlage eingebracht, der die Mehrheit 
des Kreistags Elbe-Elster zustimmte. 
Jährlich können nun fünf Medizinstu-
denten in das neue Förderprogramm 
aufgenommen werden. 
Die Studienbeihilfe wird für eine Dauer 
von vier Jahren gewährt. Sie beträgt 
monatlich 500 Euro und muss bei Erfül-
lung der Pflichten nicht zurückgezahlt 
werden. Weiterhin wird die Studien-
beihilfe beim Bafög nicht als Einnahme 
angerechnet, schmälert also nicht die 
mögliche Bafög-Zuwendung des Emp-
fängers. Auch der Kindergeldanspruch  
bleibt erhalten.
Antragsberechtigt sind Studenten, 
die an einer deutschen Universität die 
Fachrichtung Medizin studieren und 
den Ersten Abschnitt der Ärztlichen 
Prüfung nach Approbationsordnung für 
Ärzte (AApprO) bestanden haben. Im 
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Gegenzug verpflichtet sich der ange-
hende Mediziner dazu, nach Abschluss 
des Studiums und der Facharztausbil-
dung innerhalb von sechs Monaten als 
Arzt im Elbe-Elster-Klinikum oder beim 
Gesundheitsamt des Landkreises Elbe-
Elster zu arbeiten oder an der vertrags-
ärztlichen Versorgung der Kassenärzt-
lichen Vereinigung  Brandenburg auf 
dem Gebiet des Landkreises Elbe-Elster 
teilzunehmen. Mindestens müssen 
die jungen Ärzte ihre dortige Tätigkeit 
ausführen.
Laut Bedarfsplanungsrichtlinie der Kas-
senärztlichen Vereinigung sind die länd-
lichen Regionen Brandenburgs eigent-
lich „überversorgt“. Experten kritisieren 
jedoch, dass sich diese Einschätzung 
nicht an der tatsächlichen Versorgungs-
situation in den ländlichen Gebieten 
orientiert. So wird als Grundlage für 
die Berechnung nicht der tatsächliche 
Nachfragebedarf der Patienten, son-
dern eine starre Kapazitäts- und Ver-
teilungsplanung heran gezogen.  Nicht 
berücksichtigt wird beispielsweise, dass 
ältere Patienten häufiger krank sind 
und aufgrund von Routineuntersuchun-
gen öfter den Arzt besuchen. Statistisch 
gesehen gibt es in den Landregionen 
damit zwar mehr Ärzte pro Einwohner, 
diese haben aber aufgrund der Mehr-
heit von älteren Menschen mindestens 
genauso viel oder mehr zu tun als ihre 
Kollegen in der Stadt. Vor allem bei den 
Fachärzte sagt die Einwohner-Arzt –
Relation etwas anderes als die Statistik. 
Im Durchschnitt müssen Fachärzte auf 
dem Land doppelt so viele Patienten 
versorgen als ihre Kollegen in den Kern-
städten. Unberücksichtigt bleibt auch, 
dass Patienten auf dem Land oft lange 
Anfahrtswege zu Fachärzten in Kauf 
nehmen müssen. cs
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Brandenburgs Landregionen sind mit Ärzten überversorgt - das sagt die Statistik. Doch die 
tatsächliche Situation sieht anders aus. Ärzte auf dem Land müssen müssen durchschnittlich 
doppelt so viele Patienten versorgen wie ihre Kollegen in der Stadt und werden von ihren 
Patienten häufiger aufgesucht.

überversorgung trotz mangel

versorgungsgrad mit hausärzten pro landkreis (in prozent)

einwohner-arzt-relation
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„Sicherheitsstruktur darf nicht wegbrechen“

clipping

Gemeinsam mit Bürgermeister Ro-
land Pohlenz lud unser Abgeordneter 
Ingo Senftleben in dieser Woche zu 
einer Bürgerversammlung in der Stadt 
Lauchhammer ein. Im Gebäude der 
Freiwilligen Feuerwehr hatten sich 
Bürgermeister aus benachbarten 
Städten und Gemeinden, Stadtverord-
nete, Unternehmer und viele Bürger 
versammelt. Einhellig sprachen sich 
die Teilnehmer der Versammlung 
gegen die Ausdünnung der derzeitigen 
Sicherheitsstruktur aus. Mit unserem 
innenpolitischen Sprecher Sven Petke, 
der unser Polizeikonzept „Sicher leben 
in Brandenburg“ auf der Veranstaltung 
vorstellte, wurden zahlreiche Argu-
mente für den Erhalt des derzeitigen 
Standes der polizeilichen Versorgung 
zusammengetragen.

Bürgermeister Roland Pohlenz infor-
mierte über den Beschluss, den die 
Stadtverordneten der Stadt Lauch-
hammer in der vergangenen Woche 
mehrheitlich gefasst hatte. Das Papier 
beinhaltet das klare Bekenntnis der 
Stadtverordneten gegen Stellenabbau 
und die diskutierte Verkürzung der  
Betriebszeiten im Rahmen der von 
Innenminister Rainer Speer geplanten 
Polizeistrukturreform. 
„Es ist nicht hinnehmbar, dass die Si-
cherheitsstruktur hier im Einzugsgebiet 
der Polizeiwache wegbricht“, so Roland 
Pohlenz. Ebenfalls seien möglicher-
weise angedachte Verlagerungen der 
Zuständigkeiten auf die städtischen 
Ordnungsämter weder finanziell noch 
organisatorisch von den Städten zu 
händeln. „Wir sind hier nicht in der 

Lage, weitere Leistungen zu erbringen“, 
sagte Pohlenz im Rahmen der Diskus-
sion. 
Der Bürgermeister machte ebenfalls da-
rauf aufmerksam, dass mangelnde Po-
lizeipräsenz nicht nur dem Sicherheits-
bedürfnis der Bürger widerspreche, 
sondern auch potentielle Investoren 
abschrecken könne, sich zu engagieren. 
Sven Petke informierte über zahlrei-
che Fakten: So sei die Polizeiwache 
Lauchhammer für eine Fläche von 330 
Quadratkilometern und rund 38.000 
Einwohner zuständig. Die Zeit, bis die 
Polizei vor Ort sein könne, sei bereits 
jetzt mit mehr als 20 Minuten recht 
lang – Einsparungen hätten – bedingt 
durch die langen Wege auf dem Land 
– deutlich längere Zeiten bis zum 
Eintreffen vor Ort zur Folge. So sehe die 
geplante Polizeistrukturreform vor, die 
bislang 50 Wachen auf eine Zahl von 	
15 plus X zu reduzieren. 
Jede 5. Stelle der derzeit 8900 Poli-
zisten Brandenburgs solle eingespart 
werden. „Die Menschen hier haben uns 
klar gesagt, dass für sie so eine Maß-
nahme nicht tragbar wäre“, berichtet 
Ingo Senftleben. Bereits rund 5.000 Un-
terschriften gegen die geplante Reform 
seien zusammengekommen. Karl-Heinz 
Barke von der Gewerkschaft der Polizei 
gab den Landtagsabgeordneten eine 
Bitte mit auf den Weg: „Fragen Sie doch 
bitte den Minister, wie wir vor Ort den 
Familien von Opfern erklären sollen, 
warum wir zu spät gekommen sind.“ 
red/pm/J. Wieduwilt

Landkreis Oberspreewald-Lausitz: Bürgerversammlung zum Erhalt der Polizeiwache in Lauchhammer



In unserem Bürgerbüro sind wir montags bis freitags von 10 bis 16 Uhr für Sie 
da, individuelle Terminvereinbarungen sind möglich. Vertrauensvoll und kompe-
tent nehmen unsere Mitarbeiter Ihr Anliegen entgegen und beantworten Ihnen 
gern Ihre Fragen rund um die CDU-Fraktion und Fachthemen im Landtag Bran-
denburg. 

Weiterhin sind wir Ihnen bei konkreten Gesprächswünschen mit unseren Abge-
ordneten sowie der Kontaktaufnahme mit den Bürgerbüros in den Wahlkreisen 
behilflich.

Bürgerbüro 
CDU-Fraktion im Landtag Brandenburg
Am Havelblick 8
14473 Potsdam

Tel.: 0331 / 966 14 50 
Fax: 0331 / 966 14 07	
pressestelle@cdu-fraktion.brandenburg.de
www.cdu-fraktion-brandenburg.de

Bü r g e r b ü r o 
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 Wir freuen uns auf Ihren Besuch!


